
Aktenzeichen:
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In dem Rechtsstreit

Verkünde‘t
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am 200 Juni 1962
Beklagten und Revisionsklügerin,

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 1° Senat des Bundessozielgerichts in Berlin

auf die mündliche Verhandlung vom 200 Juni 1962,
an der mitgewirkt haben

Präsident S c h n e i d e r
als Vorsitzender9

Bundesrichter Dr° H a u g und

Bundesriehter ro B u s s

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° Fritzemeyer und

BundCssozialriehter N e u w a l d

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessozielgerichts Berlin vom

280 April 1961 und_des Sozialgerichts Berlin vom
150 Juli 1960 werden aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen°

Kosten sind nicht zu
erstatten°
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G r ü n d e i——--—„——

Die Beteiligten streiten über die Höhe_des Altersruhegel—
des des Klägers, insbesondere über die Frage, wie der
Höchstbetrag nach den Rentenversicherungs—Neuregelung:—

gesetzen_für die Renten mit alten Berliner Beiträgen zu

berechnen ist°

Der 1895 geborene Kläger bezieht seit dem'1° Februar 1960

Alt ersruhegcld aus der Rentenversicherung der Angestellten

(AnV)° Weil bei ihm Beiträge nach demBerliner Rentenver—
sicherunc bsüberlcitungsgesetz (RVUG) vom-10° Juli 1952 zu
berücksichtigen waren, berechnete die Bel:lagtc die Rente

nach den besonderen Vorschriften des Arte 3 5 5 Abso 2 des‚
_Angestelltenvcrsicherung —Ueurcgelurgsge°c+ s (AnVNG)

Sie ermittelte dabei den monatlichen Stcigerungsbetr ag

nach dem bis zum 310 Dezember 1956 geltenden Recht ver—
vielfältigtc ihn mit dem für das Geburtsjahr des Klägers

und den Rentenbeginn im Jahre 1956 geltenden Umstellungs—‘

faktor (3,8) der Anlage 3 des AnVNG und erhöhte den so er—
rechneten Betrag nach Art° 2 5 37 Abs° 3 AnVHG um 2/13

(= 687,80 BH)° Den "Rentenbcginn im Jahre 1956" sahcdie
Beklagte auch für die Begrenzung durch den HöChstbetrag

nachArte 2 5 35 AnVNGals maßgeblichan und kürzte die
Rente — unter Berücksichtigung des zweiten Rentenanpassungs—

gesetzes — auf den für eine Versieherungsdaucr von 46
Jahren vorgesehenen Zahlbetrag von 552,— BM (Bescheid vom

21°1°1960)° “' -

Der Kläger ist der Auffassung, für den Rentenhöchs tbetrag

sei der tatsäéhliche Rentenbcginn (1960).zugrunde
zu legen

(V sicherung°daue 50 Jahre)„ Während des Klageverfakrens
erteilte die Beklagte einen neuen Bescheid über den Een—

tenan °pruch des Klägers, weil die vorläufige Regelung des
AnVNG durch die endgültige des inzwischen verkündeten

Frcmdrcntcn— und Auslanderentcn—Heuregclungsgeeetz s (FABG)
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ersetzt werden
war; die nach Arto 3 Nr° 10 dieses Gesetzes.

orrcehnctc Rente beträgt 519,30 DHO Naeh Art° 6 5 17 Abs° 1

Satz 3 RANGwird jedoch die bisherige Rente (552, —-) weiter—

gezahlt (Bescheid vom 28 5 1960)

Das Sozialgericht (SG) Berlin hob die Bescheide der Beklag—

ten auf und verurteilte sie, dem Kläger die bisherige Rente

unter Berücksichtigung einer Versicherungsdauer von 30 Jahren
weiterzuzahlen (Urteil vom 15°701960)o Das Landessozia_gc—

richt (LSG) Berlin wies — unter Zulassung der Revision — die

Berufung der Beklagten zurücko Nach der Auffassung_des LSG bo—

zieht sieh der in Art„ 3 5 5 AnVNG festgelegte Rentenbeginn

(1956) nur auf die Tabellenwcrte der Anlagen 3 und 4 des

AnVIIC-° Die Umstellungsvorschriftcn in Art° 2 55 30 ff AnVNG

seien bei der Rentenberechnung unmittelbar, nicht etwa nur

entsprechend anzuwenden; deshalb sei es
nicht gerechtfertigt,’

bei der Begrenzung durch den Höchstbetrag vom tatsächlichen

Rentenbeginn abs uvcichen und die Versicherung sdauer zu ver—

kürzen° Mit dem sozialen Zweck der Rentenanhebung sei immer

vereinbar, daß eine Rente gez t v:erde, die der tats äehli—

chcn Versicher ungsc auer ents prechc (Urteil vom 28 401961)

Mit der Revision beantragte die Beklagte, die Urteile der

Vorinstanzen aufzuheben und die Klage abzuweisen° Sie begrün—

dete die Revision, indem sie die Verletzung des Arte 2 5 33
AnVNG rügte° Tach ihrer Auffassung muß der für die Umstellung

der Rente während einer Übergangs3eit angeordnete "Rentenbe—

ginn im Jahre 1956" auch für die Ermittlung der Versicherungs—
auer nach Art° 2 5 33 AnVNG maßgebend seine '

Der Kläger war in der Revisionsinstanz nicht vertreteno

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründeto

Der Versicherungsfall, auf den der Kläger den Rentenanspruch.

stützt (Vollendung des65° Lebensjahres), ist im Februar 1960,
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also unter der Geltung des AnVNG, eingetreten, Weil bei

der Berechnung des Altersruhegeldes Beiträge nach dem

RVÜGzu berücksichtigen waren, konnte die Beklagte in dem
'Bescheid, den sie bereits um 21° Januar 1960 erließ, nicht

_dic Vorschriften in Art° 1 AnVNG (neue Rentenformel) sn—

wenden; sie mußte die Rente vielmehr nach Art° 3 5 5 Abs,2
AnVNG berechnen° Nach dieser Vorschrift werden bis zur An—

passung des RVÜG an die Vorschriften des AnVNG Renten, auf

die des RVÜG anzuwenden ist, nach dem bis zum Inkraft—

treten des AnVNG geltenden Recht berechnet und nach Art, 2
55 30 ff dieses Gesetzes in bestimmter Weise umgestellt,

Der Gesetzgeber hielt diese Regelung, die sich in ähn—

licher Fassung auch für die Brechnung der Rente nach dem

Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (FAG) vom 7°.August'

1953 in'Arto 2 5 42 AnVNGfindet, während einer Übergangs—

- zeit für erforderlichen weil die seit 1945 in Berlin ab—

weiehend vom Recht der Bundesrepublik entriehteten Bei—
'träge nicht ohne weiteres in das Berechnungssehema der

Neuregelungsgcsetzc einzufügen waren (vgl, Jentz/Zweng/

Eicher, Vorbemerkungen zu Art, 2 5 56 AnVNG)° mit dem In—

.krafttretenvdesnFANG»VOm—25, Februar 1960 war die Über—
gengsregelung„aua■gehoben(Art° 7 € 3 FANG); die seit dem

10 Januar 1957 festgesetzten Renten mußten nunmehr nach_
den Vorschriften der — durch das FANG ergänzten + Art, 1,"
und Art° 2 AnVNG neu berechnet werden (Art, 6 5 17 Abs, 1

Satz 2 FANG)° Diese Neuberechnung hat die Beklagte in dem
während des Klageverfahrens ergengenen Bescheid vom
18,501960 vorgenommen; dabei hat sie den vorausgegengenen

Bescheid vom 21„Janusr 1960 ausdrücklich aufgehoben,

Trotz dieser Aufhebung ist aber der frühere Rentenbescheid

für den Ruhegeldanspruch des Klägers nicht bedeutungslos

geworden, weil die Besitzstandsgarentie in Art, 6 5 17

Abso_1 Satz 3 FANGdie Höhedes im Bescheid vom 180 Mai
1960 neu berechneten Alt rsruhegeldes weiterhin beein—

flußto Wegen dieser Auswirkungen der Übergengsregelung

muß der Senat die Rentenberechnung im Bescheid vom

219 Janurar 1960 nachprüfen°

__5_
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Einwendungen gegen die Richtigkeit der früheren Rentenbe—

rechnung hat der Kläger nur insoweit erhoben, als die Be—

klagte den Rentenbeginn im Jahre 1956 auch für die Be—

. grenzung der Rente durch den Höchstbetrag nach Arto 2

5'33 AnVNG angenommen hato Das Begehren des Klägers, inso—

weit den tatsächlichen Rentenbeginn im Jahre 1960 zugrun—

.de zu legen und damit zu einer Versicherungsdauer
von 50

Jahren zu kommen, ist nicht berechtigt und steht im Wider“

spruch zu Artc 3 9 5 Abs° 2 An’HG° Wenn es in dieser Ver—

schrift heißt, daß die (nach bisherigen Recht berechneten)

Renten nach Art° 2 @@30 bis 34 des AnVNG mit den Werten

der Tabelle der Anlagen 3 und 4 zu diesem Gesetz "für den

Rentenbeginn im Jahre 1956" umgestellt werden, so kann

dies nur bedeuten, daß in allen von der Vorschrift erfaßten

Fällen nicht der tatsächliche, sondern der vom Gesetz

fingierte Rentenbeginn (1956) maßgebend sein sollo Dies

gilt entgegen der Auffassung des LSG nicht nur für die Er—

mittlung des Umstellungsfaktors aus den Anlagen 3 und 4

des Gesetzes, sondern ebenso für die Begrenzung durch den

Rentenhöchstbetrag nach Art„ 2 5 33 AnVNGoSowohl die Ta—
bellenwerte für die pauschale Rentenumstellung, die hier in
Art° 2 5 31 AnVNG ihre Grundlage haben, wie auch die Ren—

tenhöchstbeträge nach Art, 2 5‘33 AnVNG gehen auf eine an—

genommene Versicherungsdauer zwischen der Vollendung des

150 Lebensjahres und dem Rentenbeginn (Eintritt des Ver-

sicherungsfalls) zur?cko Diese Versicherungsdauer bildet

die rechnerische Grundlage für die Bestimmung der Umstel—

lungefa;toren und ist im Gesetz für die Ermittlung der

Höchstbeträge ausdrücklich genannt (Art() 2 @33 Abs, 2 AnVNG)°
Die Versicherungsdauer ist in den beiden Vorschriften nach
—gleichen Maßstäben sehematiseh festgelegto Wenn daher das

Gesetz für die Berechnung der Rente in Art„ 3.5 5 Abs° 2

AnVNG den Rentenbeginn im Jahre 1956 als maßgeblich be—
zeichnet, so muß dies für beide Berechnungselenente, also
für den Umstellungsfaktor und den Rentcnhöehstbetrag glei—

chermaßen gelten°

_ 6 _
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Für diese Auslegung—spricht auch die Regelung, welche die

nach Arta'5 @ 5 Abso 2 AnVNG festgesetzten Renten im
ersten und zweiten Eentenanpassungs};esetzgefundenvhaben°

' Diese Renten unterliegen nach 5 2 des ersten Rentenan—

passungsgesetzes vom 210 Dezember 1958 (BGBl I 956) und
nach 5 2 des zweiten Rentenenpassu■gsgesetzes

vom

210 Dezember 1959 (BGBl I 765) auch dann der Anpassung

aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen Bemessungs—

grundlage für das Jahr 1958 bzwo 1959, wenn der Versiche?

rungsfall nach dem 310 Dezember 1957 bzw„ nach dem
31° Dezember 1958 eingetreten ist° Bei den im Jahre 1958

bzwo 1959 festgesetzten Renten wäre aber diese Anpassung
wenig sinnvoll, wenn bei der Rentehbercchnung_aueh nur

hinsichtlich des Rentenhöchstbetragcs der tatsächliche
Rentenbeginn in diesen Jahren zugrunde zu legen gewesen
wäreo

ZuLUnrecht meint das LSG, schon aus dem Wortlaut des"

9 5 Abs„ 2 Satz 1 in Arte 3 AnVNGergebc sich, daß das
Jahr 1956 nur für den Umstellungsfaktor gelten könne°

Nach der Fassung der Vorschrift besteht, auch wenn die

Worte "für den Rentenbeginn im Jahre 1956" am Satzende

stehen und auf den ersten Blick für den Satzteil zu gel—'

ten scheinen, in dem von den Tabellenwerten die Rede ist,

kein zwihgendcr sprachlicher Grund, die Zeitbestimmung nur

auf die Tabellenwcrte zu beziehen° Sie kann sprachlich

.ebenso die @5 30 bis 34 dieses Gesetzes und damit den

letzten Halbsatz in 5 5 Abs„ 2 Satz 1 insgesamt betr ffeno
Da der Rentenbcginn auch in der in bezug genommenen Vo:—

schrift des.5 53 (Abso 2) wesentlich ist, liegt es nach
allgemeinen S rechgebrauch sogar nahe, daß die Zeitbc—

stimmung (Rentenbcginn im Jahre 1956) beide Anwendunge—

fälle umfaßt° Bei dem vom Gesetzgeber gewählten Satzbau

wäre eine Klarstellung erforderlich gewesen, wenn sie

nur für einen Anwendungsfall gelten sollte° '
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Aus dem Umstand, daß das Gesetz nicht ausdrücklich die "ente

sprechende" Anwendung der Umstellungsvorschriften anordnet,

ist entgegen der Auffassung des LSG nicht zu schließen, 5 55

müsse unmittelbar angewendet und der tatsächlichg■entenbe—

ginn zugrunde gelegt werdeno Wenn das Jahr des Rentenbeginns

auch für Art, 2 5 33 fingiert wird, so ist es gerade nicht

erforderlich, wegen der Abweichung vom
tatsächlichen Renten—

beginn von einer entsprechenden Anwendung dieser Vorschrift

zu sprechen° Im übrigen ist die Folgerung, die das LSG aus

dem Fehlen eines Hinweises auf die entsprechende Anwendung

der Umstellungsvorschriften zieht, schon deshalb nicht

schlüSsig, weil in anderer Hinsicht eine unmittelbare Anwen—

dung ohnehin ausseheideto Das unmittelbare Anwendungsgebiet

der Umstellungsvorschriften beschränkt sich nämlich auf die

393 dem 10 Januar 1957 eingetretenen Versicherungsfälle,

während Art° 3 5 5 Abs° 2 AnVNG schon tatbestandsmäßig nur"

für Versicherungsfälle nach dem 51° Dezember 1956 gilt°

Die Festlegung des Rentenbeginns auf das Jahr 1956 führt
zwar beim Rentcnhöehstbetrag praktisch zu einer Herabsetzung

der fiktiven Versicherungsdauer, die um so größer ist, je

mehr Jahre entfernt vom Inkrafttreten des AnVNG der Versiche—

rungsfall liegt() Die Auswirkungen des Art. 5 5 5 Abs, 2
AnVNG, der nur eine Übergangslösung darstellt, sind jedoch

'nieht
so, daß für die Betroi■nen nicht vertretbare, unan—

gemesscne Ergebnisse erzielt werden° Denn die Fiktion der

Zurüekverlegung des Rentenbeginns bei Versicherungsfüllen
nach dem 510 Dezember 1956 auf das Jahr 1956 hat anderere
seits zur Folge, daß der Umst—llungsfaktor höher ist, als

er sein würde, wenn im Gesetz auch für die Jahre nach 1956

Umstellungsfaktoren bestimmt werden wären.und wenn die Um—

stellung mit diesen — die Werte.für.das Jahr 1956 mit jedem
Jahr weiter unterschreitenden — Daktoren für den tatsäch—

lichen Rentenbeginn vorgenommen werden kdnnten Das bewirkt,

daß die nach 5 5 Abs° 2 errechnete Rente vielfach höher ist
als bei "normaler" Umstellung und — wie der vorliegende

Streitfall zeigt 4 bei Berechnung nach neuem Recht, Daß dem

Kläger deshalb, weil seine Rente nach Art° 3 5 5 Abs° 2 AnVNG
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mit einem Rentenbeginn im Jahre 1956 berechnet wurde, kein

Unrecht geschehen ist, zeigt die endgültige Berechnung

seiner Rente im Bescheid der Beklagten vom 180 Mai 19600

Nach dieser Berechnung hätte der Kläger nur Anspruch auf

eine wesentlich niedrigere und nach der tatsächlichen

Versicherungedauer von 40 1/2 Jahren berechnete Rente°

‘ Demgegenüber wird ihm wegen der Besitzstendgarentie in
Artc 6 @ 17 Abso 1 Satz 5/FANG die einer Versicherungs—

dauer von 46 Jahren entsprechende Rente gezahlto Sein Ver?

langen, die Rente nach einer noch höheren Versicherungs—

dauer zu bemessen;ist nicht berechtigte '

Die von der gegenteiligen Annahme ausgehenden Urteile des

LSG und des SG müssen daher aufgehoben und die Klage eb—

gewiescn werden (55 170 Abs° 2, 193 SGG)°
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